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Einführung

Ein Blick in die deutsche Landschaft genügt um zu erkennen, welcher En‐
ergiequelle die Zukunft gehört – es sind die erneuerbaren Energien und
insbesondere die Windenergie. Die Entwicklung der Windenergie in
Deutschland hat sich in atemberaubendem Tempo vollzogen. Im Zuge des
von der rot-grünen Bundesregierung im Jahr 2000 beschlossenen Atom‐
ausstiegs, spätestens jedoch mit der im März 2011 nach der Reaktorkata‐
strophe im japanischen Fukushima ausgerufenen sogenannten „Energie‐
wende“ fand ein massiver Ausbau der erneuerbaren Energien und insbe‐
sondere der Windenergie in Deutschland statt.

Während der Anteil erneuerbaren Energien am gesamten deutschen
Stromverbrauch im Jahr 2005 noch bei 10,2 % lag,1 sind die erneuerbaren
Energien mittlerweile mit einem Anteil von 31,6 % des in Deutschland
verbrauchten Stroms im Jahr 2015 noch vor der Braunkohle mit 24 %, der
Steinkohle mit 18 % und der Kernenergie mit 14 % zur wichtigsten Strom‐
quelle avanciert.2 Davon entfiel mit 13,3 % mehr als ein Drittel auf die
Windenergie.3 Eine solche Steigerung war jedoch vor allem durch einen
dramatischen Ausbau der Windenergiekapazitäten an Land (die sogenann‐
te Onshore-Windenergie) möglich. Allein im Jahr 2014 wurden in
Deutschland insgesamt 1736 neue Windenergieanlagen an Land errichtet,
was einer Steigerung von 60 % gegenüber 2013 entspricht.4

Zwar haben unterdessen große Offshore-Windparks in der Nord- und
Ostsee die mediale Aufmerksamkeit beim Thema Energiewende auf sich

1. Kapitel:

1 Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi), Erneuerbare Energien in
Zahlen, S. 10, am 30.3.2017 verfügbar unter: https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/
Publikationen/Energie/erneuerbare-energien-in-zahlen-2015-09.pdf?__blob=public
ationFile&v=18.

2 Angaben des BMWi, am 30.3.2017 verfügbar unter: https://www.bmwi.de/DE/The
men/Energie/Strommarkt-der-Zukunft/zahlen-fakten.html.

3 Angaben des BMWi, am 22.2.2016 verfügbar unter: http://www.bmwi.de/DE/Them
en/Energie/Erneuerbare-Energien/erneuerbare-energien-auf-einen-blick.html.

4 Fraunhofer-Institut für Windenergie und Energiesystemtechnik (IWES), Windener‐
gie-Report Deutschland 2014, S. 35, am 22.2.2016 verfügbar unter: http://windmoni
tor.iwes.fraunhofer.de/opencms/export/sites/windmonitor/img/Windenergie_Report
_2014.pdf.
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gezogen, der Anteil der Onshore-Windenergie am deutschen Bruttostrom‐
verbrauch lag jedoch mit 12 % in 2015 noch deutlich über der noch in den
Kinderschuhen steckenden Offshore-Windenergie.5 Angesichts erhebli‐
cher Beeinträchtigungen des Meeresbodens und einer sehr begrenzten
Zahl an Potentialgebieten ist jedoch für das Gelingen der Energiewende
der Ausbau von Onshore-Windenergie von herausragender Bedeutung.

Laut dem Energiekonzept der Bundesregierung von 2010 soll der An‐
teil erneuerbarer Energien an der Energieerzeugung in Deutschland suk‐
zessive auf 40 % bis 2020 und 80 % bis 2050 erhöht werden. Bei der Er‐
reichung dieser Szenarien soll „die Windenergie im Jahr 2050 eine ent‐
scheidende Rolle spielen“. 6 Diese Ziele sind nur mit einem massiven
Ausbau der Windenergie an Land realisierbar.

Überdies stellt die Windenergie auch einen bedeutenden Baustein der
deutschen Klimapolitik dar. Bis zum Jahr 2020 soll die Bundesrepublik
Deutschland laut einem Beschluss des Europäischen Rates aus dem Jahr
2007 den Kohlendioxidausstoß um 30 % gegenüber dem Referenzjahr
1990 senken.7 Die Bundesregierung strebt sogar eine Reduktion von 40 %
an.8 Dieses ambitionierte Ziel kann nur erreicht werden, wenn immissi‐
onsstarke Kohlekraftwerke durch immissionsarme erneuerbare Energie‐
quellen abgelöst werden. Auch wenn man bei der Reduktion der Treib‐
hausgase in den letzten Jahren mit einer Senkung um 27,7 % in 2014 ge‐
genüber dem Referenzjahr 1990 bereits vorangekommen ist, bleibt bis zur
Erreichung des angestrebten Ziels noch viel zu tun. 9 Eine substanzielle
Senkung der Treibhausgasemissionen wird nur bei einem Ausstieg aus der

5 Informationen des Bundesverbands Windenergie (BWE), am 22.2.2016 verfügbar
unter: https://www.wind-energie.de/presse/pressemitteilungen/2016/windenergie-la
nd-analyse-deutscher-markt-2015.

6 Energiekonzept der Bundesregierung v. 28.9.2010, S. 5 f., am 22.2.2016 verfügbar
unter: https://www.bundesregierung.de/ContentArchiv/DE/Archiv 17/_Anlagen/201
2/02/energiekonzept-final.pdf?__blob=publicationFile&v=5.

7 Beschluss des Europäischen Rates v. 9.3.2007, Rn. 30, am 23.2.2016 verfügbar un‐
ter: http://register.consilium.europa.eu/doc/srv?l=DE&f=ST%207224%202007%20
INIT.

8 Aktionsprogramm Klimaschutz 2020, Kabinettsbeschl. v. 3.12.2014, S. 1, verfügbar
am 23.2.2016 unter http://www.bmub.bund.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_P
DF/Aktionsprogramm_Klimaschutz/aktionsprogramm_klimaschutz_2020_broschu
ere_bf.pdf.

9 Daten des Umweltbundesamts (UBA), verfügbar am 17.02.2017 unter http://www.u
mweltbundesamt.de/daten/klimawandel/treibhausgas-emissionen-in-deutschland.
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fossilen Energieversorgung möglich sein, die durch den weiteren Ausbau
der erneuerbaren Energien, allen voran der Windenergie, substituiert wird.

Während der Ausbau der Offshore-Windenergie nahzu unbemerkt von
der unmittelbaren Wahrnehmung der Bürger erfolgt, hat der Windenergie‐
ausbau an Land zunehmend mit einem Akzeptanzproblem zu kämpfen.
Zwar traf die Onshore-Windenergie bei der überwiegenden Mehrheit der
Bürger zunächst auf Zustimmung, bot sie doch eine klimafreundliche
Möglichkeit, die weithin ungeliebte Atomenergie zu ersetzen. Mit zuneh‐
menden Ausbau von Windenergieanlagen „vor der Haustür“ der Bürger
und einer häufig beklagten „Verspargelung“ der Landschaft wuchs jedoch
der Widerstand der Bevölkerung vor Ort erheblich.10

Mit dem Heranrücken der Windenergieanlagen an Wohngebiete ließen
die damit verbundenen Belästigungen wie Lärmimmissionen,11 Schatten‐
wurf12 und sogenannte „Diskoeffekte“ die Zustimmung weiter sinken. Da‐
neben trugen negative Effekte, wie die Wertminderung von Grundstücken
und Immobilien und nachteilige Auswirkungen auf den Tourismus sowie
Beeinträchtigungen von Flora und Fauna, insbesondere hinsichtlich des
Vogelbestands,13 zu einer wachsenden Skepsis besonders bei der unmittel‐
bar betroffenen Bevölkerung bei.

Neben diesen Faktoren haben auch erhöhte Stromkosten die Popularität
des Windenergieausbaus sinken lassen. Dies liegt v.a. an den regional sehr
unterschiedlich hohen Netznutzungsentgelten. Insbesondere im windener‐
giereichen Norden Deutschlands sind diese Kosten aufgrund höherer Inte‐
grationskosten für erneuerbare Energien besonders hoch. Während in Län‐
dern wie Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern mehr als 10 ct/kwh
gezahlt werden muss, sind es in Bayern größtenteils lediglich um die 5 ct/

10 Die Zeit: Der Kampf um die Windmühlen, Nr. 8/2017, v. 16.2.2017, verfügbar am
7.3.2017 unter: http://www.zeit.de/2017/08/windkraft-proteste-erneuerbare-energi
en.

11 Vgl. OVG Münster, Beschl. v. 22.10.1996 – 10 B 2385/96; OVG Münster NVwZ
1998, 980 (980 f.).

12 Vgl. OVG Lüneburg, Urt. v. 18.5.2007 – 12 LB 8/07; Spannowsky, Der Ausbau
der erneuerbaren Energien in der Raumordnungs- und Bauleitplanung, NUR 2013,
773 (774).

13 Spannowsky, Der Ausbau der erneuerbaren Energien in der Raumordnungs- und
Bauleitplanung, NUR 2013, 773 (774).
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kwh.14 Diese unterschiedlich starken regionalen Belastungen verstärken
bei den betroffenen Bürgern das Gefühl, die Energiewende werde haupt‐
sächlich auf ihre Kosten umgesetzt.

So bildeten sich Bürgerinitiativen, wie „Gegenwind e.V.“ und „Sturm
gegen den Wind“,15 die teilweise große Unterstützung der von Windener‐
gieanlagen betroffenen Bevölkerung erfahren. Darüber hinaus lässt die Tä‐
tigkeit von überörtlichen Investoren, die mit meist größeren Windparks er‐
hebliche Gewinne erzielen, die Akzeptanz der lokalen Bevölkerung, die
den Belästigungen durch die Anlagen ausgesetzt ist, ohne wirtschaftlich
von diesen zu profitieren, zunehmend schwinden.

Um dieser Entwicklung, die das Potential hat, die Umsetzung der Ener‐
giewende zu gefährden, entgegenzuwirken, werden unter dem Begriff des
sogenannten Bürgerwindparks verschiedenste Bürgerbeteiligungsmodelle
diskutiert. Dem liegt der Gedanke zugrunde, dass eine höhere Akzeptanz
der Bürger gegenüber dem Neubau von Windenergieanlagen nur erreicht
werden kann, wenn diese als Ausgleich für die Belästigungen, die von die‐
sen Anlagen ausgehen, auch an den Gewinnen beteiligt werden. Damit
sollen Widerstände bei den Menschen vor Ort gegen den Ausbau der
Windenergie abgebaut bzw. deren Entstehung vorgebeugt werden. Zu die‐
sem Zweck wurde 2014 eigens ein EU-Projekt namens „WISE Power“ ins
Leben gerufen, um mit einer Steigerung der sozialen Akzeptanz von On‐
shore-Windenergie zum vermehrten Ausbau der Windenergie beizutra‐
gen.16

Auch wenn die 2016 vom Deutschen Bundestag beschlossene Novelle17

des Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG)18 und die damit einhergehende
Einführung von Ausschreibungen erheblichen Druck auf Bürgerwindpark‐

14 Angaben der Bundesnetzagentur (BNetzA), Stand 1.1.2016, am 12.1.2017 verfüg‐
bar unter: https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/FAQs/DE/Sachgebiete/
Energie/Verbraucher/Energielexikon/Netzentgelt.html;jsessionid=08329A4D446A
6B9F6DA029DF1A15A6F6?nn=266668.

15 Der Spiegel: Die große Luftnummer, 14/2004 v. 29.3.2004, S. 81, am 30.3.2017
verfügbar unter: http://www.spiegel.de/spiegel/print/d-30346813.html.

16 WISE Power project (IEE/13/528/SI2.674872), am 30.3.2017 verfügbar unter
http://wisepower-project.eu.

17 Entwurf eines Gesetzes zur Einführung von Ausschreibungen für Strom aus erneu‐
erbaren Energien und zu weiteren Änderungen des Rechts der erneuerbaren Ener‐
gien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG 2016), BT-Drs 18/8860 v. 21.6.2016.

18 Erneuerbare-Energien-Gesetz v. 21.7.2014 (BGBl. I S. 1066), das durch Art. 2 des
Gesetzes v. 22.12.2016 (BGBl. I S. 3106) geändert worden ist.
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